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Bonn, den 30. April 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Kleine Anfrage Nr. 333 der Fraktion der SPD 
- Nr. 4269 der Drucksachen - Verbesserung 
der Leistungen der Rentenversicherung 

Die Kleine Anfrage Nr. 333 beantworte idi wie folgt: 

Zu a): 

Die Durchführung des Bundestagsbeschlusses vom 1. März 1951, 
daß der Sozialversicherung für die Vermögensverluste von 1923 und 
1948, für den seit 1945 entgangenen Vermögenszuwachs und für 
die Steigerungsbeträge für Kriegsdienstzeiten ein gleichwertiger Aus- 
gleich (unter Berücksichtigung der Zinsen) zu gewähren ist und 
außerdem die versicherungstechnischcn Fehlbeträge in den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen in geeigneter Weise zu decken sind, 
würde eine (weitere Erhöhung der Bundeszuschüssc an die Sozial- 
versicherung in Höhe von rund 1,3 Milliarden DM jährlich erfor- 
dert haben. 

Diese weitere Erhöhung der Bundeszuschüsse wäre noch zu derje- 
nigen Erhöhung der Bundeszuschüssc hinzugetreten, die ohnehin 
schon erforderlich geworden ist, um 

a) die gleichfalls im Bundestagsbeschluß vom 1. März 1951 gefor- 
derte Anpassung der Rentenleistungen an die veränderten wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der Rentner zu finanzieren, 

b) der im gleichen Bundestagsbesdiluß geforderten Milderung der 
Ruhensvorschriften in den Rentenversicherungen nachzukommen, 

c) nach § 90 des Bundesversorgungsgesetzes den Trägern der Renten- 
versicherungen die Mehraufwendungen zu erstatten, die ihnen 
dadurch entstehen, daß durch die Folgen von Kriegsschädigungen 
vorzeitig Ansprüche aus den gesetzlichen Rentenversidierungen 
erwachsen, 

d) die nadi Artikel 120 des Grundgesetzes dem Bund obliegende 
Verpflichtung zu erfüllen, den Trägern der Rentenversicherungen 
die Flüchtlingsrentenlast abzunehmen, 

e) die bisher schon vom Bund zu tragenden Rentenanteile einer 
stetig wachsenden Zahl von Rentnern auszahlen zu können. 

Die Anpassung der Rentenleistungen an die veränderten wirtschaft- 
lichen Verhältnisse der Rentner ist im Rentenzulagen gesetz vom 
10. August 1951, im Teuerungszulagengesetz vom gleichen Tage 
und im Grundbetragserhöhungs gesetz vom 17. April 1953 erfolgt. 
Die Gesetze belasten den Bund mit 910, 30 und 320, zusammen 
also mit 1 260 Millionen DM jährlich. Die Milderung der Ruhens- 
vorschriften durch das Gesetz zur Änderung der §§ 1274 ff. der 
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Rcidisvcrsidierungsordnung erhöht die Bundbelastung aus Grund- 
beträgen und Zuschüssen an die knappschaftliche Rentenversicherung 
um 25 Millionen DM jährlich. Für die Erstattungszahlungen nach 
§ 90 des Bundesversorgungsgesetzes sind, vorbehaltlich der end^ 
gültigen Festsetzung dieser Zahlungen, in den Bundeshaushalt 1953 
230 Millionen DM eingesetzt worden. Die Übernahme der gesamten 
Flüchtlingsrentenlast nach dem im Entwurf vorliegenden Fremd- 
renten- und Auslands rentengesetz wird dem Bund Mehraufwen- 
dungen in Höhe von 305 Millionen DM jährlich bringen. (Diese 
Mehraufwendungen treten zu den bisherigen Aufwendungen des 
Bundes für Flüchtlingsrenten in Höhe von rund 90 Millionen DM 
jährlich hinzu.) Allein die seit Ende 1950 erlassenen Gesetze 
und das den gesetzgebenden Körperschaften zur Beschlußfassung 
vorliegende Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz haben also die 
Bundeszuschüsse *an die Sozialversicherung um rund 1,8 Milliarden 
DM jährlich erhöht. 

Angesichts dieser gewaltigen Anstrengungen, die einer Verdrei- 
fachung der Bundeszuschüsse an die Sozialversicherung in einem 
Zeitraum von nur 3 Jahren gleichkommen, ist es dem Bund nicht 
möglidi gewesen, auch noch die weiteren 1,3 Milliarden DM jährlich 
bereitzustellen, die die Ausgleichszahlungen an die Sozialversicherung 
und die Dechung der versieh erungstechnischen Fehlbeträge in der 
gesetzlichen Rentenversicherung erfordert hätten. Vor einer Bereit- 
stellung dieser Mittel müßte außerdem in Jedem Falle die Frage 
geprüft werden, ob und inwieweit der Bund für Verpflichtungen 
cinzutreten hat, die das Reich übernommen hatte, und wieweit 
er dazu in der Lage ist. 

Zu b); 

Wie aus der Antwort zu a) hervorgeht, sind gleichwohl durch 
Erhöhung der Bundeszuschüsse an die Sozialversicherung die Voraus- 
setzungen für eine Verbesserung der Leistungen der Rentenversiche- 
rungen geschaffen worden. Durch das Rentenzulagen gesetz sind die 
Renten um Zulagen von durchschnittlich 25^ Iq erhöht worden; auf 
diese Zulage wird ggf. der Auffüllungsbetrag nach dem Sozialver- 
sicherungs-Anpassungsgesetz an gerechnet, weil in dem Bundestags- 
beschluß vom 1. März 1951 verlangt worden war, daß die Rentenhöhe 
stärker als bisher von der Anzahl und der Höhe der entrichteten 
Beiträge abhängig gemacht v/erden sollte. Bleibt hiernach die Renten- 
Zulage unter 3 DM monatlich, so wird nach dem Teuerungszulagen- 
gesetz im Bedürftigkcitsfalle dem Rentner eine Teuerungszulage 
von 3 DM monatlich, dem verheirateten Rentner eine Teuerungs- 
zulage von 6 DM monatlich gewährt. 

Das Gesetz zur Änderung der §§ 1274 ff. der Reichsversicherungs- 
ordnung setzte beim Zusammentreffen von Rentenversicherungs- 
renten mit gleichartigen Unfallversicherungsrcnten oder mit anderen 
Rentenversicherungsrenten den für ein Ruhen in Betracht kommenden 
Rententeil von 50 ^/q auf der Rente herab. 

Durch das Grundbetragserhöhungsgesetz wurden in der Invaliden- 
versicherung, der Angestclltcnversichcrung und der knappschaftlichen 
Rentcnversidierung alle Versichertenrenten um 5 DM monatlich, alle 
Witwen- und Witwerrenten um 4 DM monatlich und alle Waisen- 
renten um 2 DM monatlich erhöht. 


Storch 



